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ökologischen Steuerreform

Indirekte Steuern

Sowohl eine Motion Studer (evp, AG) als auch ein Postulat Leutenegger Oberholzer (sp,
BL) (Po. 05.3662) forderten den Bundesrat auf, dem Parlament einen Strategiebericht
beziehungsweise eine Vorlage für die Einführung einer ökologischen Steuerreform zu
unterbreiten. Während das Postulat einen Bericht mit grundlegenden Analysen zu den
Möglichkeiten der Ressourcensteuerung mit fiskalischen Mitteln forderte, welcher auch
die Regelungen in vergleichbaren Nachbarländern, die gesamtwirtschaftlichen
Auswirkungen und die Verteilungswirkungen prüfen soll, hatte die Motion etwas
konkretere Ziele. Sie verlangte, dass der Bund auf nicht erneuerbare Energien eine
Abgabe erhebt und den Reinertrag zur Senkung der Steuerbelastung der Arbeit
verwendet. Beide Vorstösse wurden im Nationalrat gutgeheissen. 1

MOTION
DATUM: 21.03.2007
LINDA ROHRER

Mit 90 zu 86 Stimmen hiess die grosse Kammer die Motion Studer (evp, AG) gut, welche
dem Bundesrat den Auftrag erteilt, eine Vorlage zur ökologischen Steuerreform
auszuarbeiten. Alle nicht erneuerbaren Energien sollen vom Bund mit einer
Lenkungsabgabe belastet werden. Ebenfalls Zustimmung fand das Postulat Leutenegger
Oberholzer (sp, BL) zur Erarbeitung eines Strategieberichts für eine ökologische
Steuerreform (Po. 05.3662). 2

ANDERES
DATUM: 21.03.2007
ANDREA MOSIMANN

Bereits im Jahr 2007 hatte der Nationalrat eine Motion Studer (evp, AG) überwiesen, die
eine ökologische Steuerreform forderte. Dabei ging es konkret darum, dass der Bund
auf nicht erneuerbare Energien eine Abgabe erhebt und dieses Geld zur Senkung der
Steuerbelastung auf Arbeit verwendet. Der Ständerat befasste sich im Berichtsjahr mit
der Motion und folgte ihr mit der Änderung, dass prinzipiell ein Bericht über die
Wirksamkeit bestehender Rahmenbedingungen für den nachhaltigen Umgang mit
natürlichen Ressourcen gefordert wird sowie der Bundesrat beauftragt wird, eine
Vorlage zu unterbreiten, welche diese Rahmenbedingungen verbessert und auch
Elemente einer aufkommensneutralen Ökologisierung des Steuersystems enthält. 3

MOTION
DATUM: 27.05.2009
NATHALIE GIGER

Der Nationalrat behandelte die aus dem Jahr 2007 stammende Motion Studer (evp, AG),
die eine ökologische Steuerreform fordert. Konkret verlangt die Motion, dass der Bund
auf nicht erneuerbare Energien eine Abgabe erhebt und dieses Geld zur Senkung der
Steuerbelastung auf Arbeit verwendet. Der Ständerat hatte die Motion im Vorjahr mit
der Änderung überwiesen, dass vom Bundesrat ein Bericht über die Wirksamkeit
bestehender Rahmenbedingungen für den nachhaltigen Umgang mit natürlichen
Ressourcen gefordert wird. Weiter wird der Bundesrat aufgefordert, dem Parlament
eine Vorlage zu unterbreiten, welche diese Rahmenbedingungen verbessert und auch
Elemente einer aufkommensneutralen Ökologisierung des Steuersystems enthält. Der
Nationalrat stimmte der Neufassung der Motion ebenfalls zu. 4

MOTION
DATUM: 15.03.2010
NATHALIE GIGER

Ökologische Steuerreform BRG (13.055) zur
Abschreibung der Motion 06.3190

Öffentliche Finanzen

Die von der UREK-SR im Jahr 2007 modifizierte Motion Studer (evp, AG; Mo.06.3190)
verlangte vom Bundesrat aufzuzeigen, wo betreffend Steuern und Subventionen auf
Bundesebene derzeit Fehlanreize bezüglich einer Ökologisierung der Wirtschaft und
Gesellschaft bestehen. Basierend auf diesen Erkenntnissen sollten dem Parlament
Vorschläge unterbreitet werden, wie diese Fehlanreize – d.h. Nebenwirkungen mit
Begünstigung zu umweltschädlichem Verhalten – korrigiert werden könnten. 
Im Jahr 2013 diskutierten die WAK-NR und die WAK-SR einen Bericht des Bundesrates
zwecks Abschreibung ebendieser im Jahr 2010 angenommenen Motion Studer. In jenem
Dokument zeigte der Bundesrat basierend auf qualitativen Untersuchungen auf, welche
Steuern und Subventionen umweltschädliches Verhalten begünstigen. Erstens seien im
Bereich von Energie- und Materialverbrauch sowie im Verkehr der Fahrkostenabzug bei

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.06.2013
MARCO ACKERMANN
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der direkten Bundessteuer, die Befreiung des internationalen Luftverkehrs von der
Mineralölsteuer, die Zweckbindung der Mineralölsteuer, die Rückerstattung der
Mineralölsteuer und des Mineralölsteuerzuschlags, die Befreiung landwirtschaftlicher
Fahrzeuge von der leistungsabhängigen Schwerverkehrsabgabe (LSVA) sowie die Nicht-
Unterstellung von leichten Transportfahrzeugen unter die LSVA problematische
Fehlanreize. Zweitens führten in den Bereichen Bodenverbrauch und Bodenbelastung
eine zu tiefe Festlegung des Eigenmietwerts, die Ausnahme von Mieten und
Eigenmietwert von der Mehrwertsteuer und bestimmte Subventionen im Bereich der
Landwirtschaft (bspw. Zulagen für die Milchwirtschaft, Beiträge für Raufutter
verzehrende Grossvieheinheiten (GVE) und für die Tierhaltung unter erschwerenden
Produktionsbedingungen (TEP)) zu ökologischen Fehlanreizen. Der Bundesrat anerkenne
das ökologische Optimierungspotential im bestehenden Steuer- und
Subventionssystem des Bundes, verwies aber auf die bereits laufenden
Korrekturmassnahmen. So werde beispielsweise eine Reduktion des Fahrkostenabzugs
im Sinne der Vorlage für die Finanzierung und den Ausbau der Eisenbahninfrastruktur
(FABI) angestrebt. Des Weiteren würden im Bereich der Landwirtschaft die GVE und die
TEP-Beiträge abgeschafft und in der Luftfahrt sei die Einführung eines CO2-
Emissionshandelssystems mit Anbindung an jenes der EU vorgesehen. Weitere
Anpassungen würden erstens nur geringfügiges Verbesserungspotential mit sich
bringen und zweitens könnten diese in separaten, spezifischen Reformen besser
angegangen werden, argumentierte der Bundesrat. Aus diesen Gründen beantragte er,
die Motion Studer aus dem Jahr 2006 abzuschreiben. Diesem Anliegen kamen die
beiden Kommissionen im Sommer 2013 nach. 5

Stillschweigend folgte der Ständerat im Sommer 2014 seiner einstimmigen WAK und
schrieb mit Folgegeben zum Bundesratsbericht «Ökologische Steuerreform» die
Motion Studer (evp, AG; Mo. 06.3190) ab. Kommissionssprecher Roberto Zanetti (sp/ps,
SO) legte dem Rat die Meinung des Bundesrates und der Kommission dar, wonach bei
zentralen Fehlanreizen bereits Massnahmen in Angriff genommen worden seien und
weitere Anpassungen besser in spezifischen Revisionen angegangen werden sollten.
Stillschweigend und diskussionslos folgte im Herbst 2014 auch die grosse Kammer
diesem Votum und schrieb die Motion ab. 6

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.09.2014
MARCO ACKERMANN

1) AB NR, 2007, S. 500 (Motion Studer) und 497 (Postulat Leutenegger Oberholzer).
2) AB NR, 2007, S. 500 (Motion Studer) und 497 (Postulat Leutenegger Oberholzer).
3) AB SR, 2009, S. 346 ff. 
4) AB NR, 2010, S. 390 f. 
5) BBI, 2013, S. 5571ff.
6) AB NR, 2014, S. 1677; AB SR, 2014, S. 598
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